
 

 

 

 

 
Anlage zu TOP 10: Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß §§ 221 

Absatz 4 Satz 2, 186 Absatz 4 Satz 2 AktG 

 

 

Um die Möglichkeiten der Gesellschaft zur Finanzierung ihrer Aktivitäten zu erweitern 

und dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats insbesondere bei Eintritt güns-

tiger Kapitalmarktbedingungen den Weg zu einer im Interesse der Gesellschaft liegen-

den flexiblen und zeitnahen Finanzierung zu eröffnen, schlagen Vorstand und Auf-

sichtsrat der Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 10 vor, eine neue Er-

mächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Schuldverschreibungen zu schaffen. Die 

neue Ermächtigung soll den Vorstand zur Ausgabe von Schuldverschreibungen mit 

einem Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 500.000.000 ermächtigen, eine Laufzeit von 

2 Jahren haben und die üblichen Möglichkeiten zum Bezugsrechtsausschluss vorse-

hen. Zur Bedienung der in der Ermächtigung vorgesehenen Instrumente soll zudem 

gemäß § 4 Absatz 6 der Satzung ein neues bedingtes Kapital mit einem Volumen von 

10% des Grundkapitals geschaffen werden.  

 

Durch die Ausgabe von Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen kann die Gesell-

schaft, je nach Marktlage, attraktive Finanzierungsmöglichkeiten und -konditionen 

nutzen, um dem Unternehmen zinsgünstiges Fremdkapital zufließen zu lassen. Die 

Gesellschaft befindet sich zurzeit in einem Transformationsprozess, der mit dem Start 

des Strategieprozesses "formula g" im Jahr 2019 eingeleitet wurde. Dabei legt das 

Unternehmen besonderen Fokus auf High Value Solutions und Medical Devices, ein-

schließlich biologischer Lösungen wie GLP-1-verwandte Behandlungen. Zur Nutzung 

von signifikanten, profitablen Wachstumschancen durch internes Wachstum, aber 

auch für zukünftiges externes Wachstum kann die Ausgabe von Wandel- bzw. Options-

schuldverschreibungen eine wichtige Rolle spielen und die unternehmerische Flexibili-

tät erhöhen. 

 

Zudem soll unter Tagesordnungspunkt 8 das am 8. Juni 2023 auslaufende genehmig-

te Kapital I mit einem Volumen von 20% des Grundkapitals (EUR 6.908.000) erneuert 

werden und unter Tagesordnungspunkt 9 das im April 2023 vollständig ausgenutzte 

Kapital II mit einem Volumen von 10% des Grundkapitals (EUR 3.454.000) geschaffen 

werden. 

 

Die Summe der zur Bedienung von nach der neuen Ermächtigung begebenen Schuld-

verschreibungen ausgegebenen neuen Aktien und aller nach den neuen genehmigten 

Kapitalia I und II ausgegebenen neuen Aktien darf insgesamt 30% des Grundkapitals 

(das sind EUR 10.362.000) der Gesellschaft nicht überschreiten. Ferner darf die 

Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Schuldverschreibungen 

und aller nach den neuen genehmigten Kapitalia I und II unter Ausschluss des Bezugs-

rechts ausgegebenen neuen Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals (das sind 

EUR 3.454.000) der Gesellschaft nicht überschreiten. 
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Der vorgeschlagene Beschluss ermächtigt den Vorstand, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats bis zum 6. Juni 2025 einmalig oder mehrmalig Wandel- oder Options-

schuldverschreibungen oder Kombinationen dieser Instrumente (zusammen „Schuld-

verschreibungen") im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 500.000.000 auszugeben 

und den Inhabern oder Gläubigern (zusammen „Inhaber") der jeweiligen, unter sich 

gleichberechtigten Teilschuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte für ins-

gesamt bis zu 3.454.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft mit 

einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 3.454.000 nach 

näherer Maßgabe der Bedingungen der Schuldverschreibungen zu gewähren oder ent-

sprechende Wandlungs- oder Optionspflichten aufzuerlegen. 

 

Zudem soll das Grundkapital um bis zu EUR 3.454.000 durch Ausgabe von bis zu 

3.454.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht werden. Die 

bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stück-

aktien an die Inhaber von Schuldverschreibungen jeweils mit Wandlungs- oder Opti-

onsrechten oder mit Wandlungs- oder Optionspflichten, die aufgrund der vorgenannten 

Ermächtigung von der Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft der Gesellschaft im 

Sinne von § 18 AktG ausgegeben werden.  

 

Den Aktionären der Gesellschaft ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. So-

weit den Aktionären nicht der unmittelbare Bezug der Schuldverschreibungen ermög-

licht wird, können die Schuldverschreibungen von einem oder mehreren Kreditinsti-

tut(en) oder diesen nach § 186 Absatz 5 Satz 1 AktG gleichstehenden Unternehmen 

mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum 

Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Hierbei handelt es sich letztlich nicht um 

eine Beschränkung des Bezugsrechts der Aktionäre. Den Aktionären werden im Er-

gebnis die gleichen Bezugsrechte gewährt wie bei einem direkten Bezug. Durch die 

Zwischenschaltung von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder gleichstehenden 

Unternehmen wird lediglich die Abwicklung der Ausgabe der Schuldverschreibungen 

technisch erleichtert.  

 

Der Vorstand soll allerdings die Möglichkeit haben, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

 

a) Der Vorstand soll ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats für Spitzenbeträge auszunehmen. Damit soll die 

Abwicklung einer Emission mit einem grundsätzlichen Bezugsrecht der Aktionä-

re erleichtert werden. Spitzenbeträge können sich aus dem jeweiligen Emissi-

onsvolumens oder der Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses er-

geben. Der Wert solcher Spitzenbeträge ist in der Regel niedrig. Auch der mög-

liche Verwässerungseffekt ist wegen der Beschränkung auf Spitzenbeträge ge-

ring. Demgegenüber wäre der Aufwand für eine Emission ohne einen solchen 

Ausschluss deutlich höher. Die als "freie Spitzen" vom Bezugsrecht ausgenom-

menen Schuldverschreibungen werden bestmöglich für die Gesellschaft verwer-
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tet. Zudem wird der Vorstand im Interesse der Aktionäre berücksichtigen, dass 

der Umfang von Spitzenbeträgen klein gehalten wird. 

 

b) Der Vorstand soll ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, soweit dies erforderlich ist, um 

Inhabern oder Gläubigern von Wandlungs- oder Optionsrechten oder den zur 

Wandlung oder Optionsausübung Verpflichteten aus Schuldverschreibungen, 

die von der Gesellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften begeben wur-

den oder noch werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es 

ihnen nach Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts oder der Erfüllung 

der Options- oder Wandlungspflicht als Aktionär zustehen würde. Schuldver-

schreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht oder mit Wandlungs- oder Op-

tionspflicht werden nach der Marktpraxis mit einem Verwässerungsschutz aus-

gestattet, der vorsieht, dass bei nachfolgenden Emissionen von Schuldver-

schreibungen der Wandlungs- oder Optionspreis zu ermäßigen ist, wenn den 

Inhabern der Wandlungs- oder Optionsrechte nicht ein Bezugsrecht auf diese 

neuen Schuldverschreibungen eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung 

des Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. der Erfüllung einer Wandlungspflicht 

oder Optionsausübung zustehen würde. Damit die Schuldverschreibungen der 

Gesellschaft mit einem solchen Verwässerungsschutz ausgestattet werden kön-

nen, ohne den Wandlungs- oder Optionspreis mindern zu müssen, muss das 

Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Schuldverschreibungen ausgeschlossen 

werden können. Mit der Ermächtigung erhält der Vorstand die Möglichkeit, 

nach sorgfältiger Interessenabwägung zwischen den Gestaltungsoptionen wäh-

len zu können. Dies dient der erleichterten Platzierung der Schuldverschreibun-

gen und damit letztlich den Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre, 

derartige Finanzierungsinstrumente zur Optimierung der Finanzstruktur der 

Gesellschaft bestmöglich einsetzen zu können. 

 

c) Ferner soll der Vorstand ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats bei gegen Barzahlung ausgegebenen Schuldver-

schreibungen, die mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder mit Wandlungs- 

oder Optionspflichten ausgegeben werden, auszuschließen, sofern der Vorstand 

nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass der Ausgabepreis 

der Schuldverschreibungen ihren nach anerkannten, insbesondere finanzma-

thematischen, Methoden ermittelten hypothetischen Marktwert nicht wesentlich 

unterschreitet. Durch diese Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses nach 

§§ 221 Absatz 4, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG soll die Gesellschaft die Möglichkeit 

erhalten, günstige Marktsituationen kurzfristig und schnell zu nutzen und durch 

eine marktnahe Festsetzung der Konditionen bessere Bedingungen bei der Fest-

legung von Zinssatz, Options- bzw. Wandlungspreis und Ausgabepreis der Opti-

ons- bzw. Wandelschuldverschreibungen zu erreichen. 

 

Aus §§ 221 Absatz 4, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ergibt sich, dass der Ausgabe-

preis den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreiten darf. Hierdurch soll si-

chergestellt werden, dass eine nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des 
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Werts der Aktien nicht eintritt. Ob ein solcher Verwässerungseffekt bei der be-

zugsrechtsfreien Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Op-

tionsrechten oder -pflichten eintritt, kann ermittelt werden, indem der hypothe-

tische Börsenpreis (Marktwert) der Schuldverschreibungen nach anerkannten, 

insbesondere finanzmathematischen, Methoden errechnet und mit dem Ausga-

bepreis verglichen wird. Liegt nach pflichtgemäßer Prüfung dieser Ausgabe-

preis nur unwesentlich unter dem hypothetischen Börsenpreis (Marktwert) zum 

Zeitpunkt der Begebung der Schuldverschreibungen, ist nach dem Sinn und 

Zweck der Regelung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ein Bezugsrechtsaus-

schluss wegen des nur unwesentlichen Abschlags zulässig. Der rechnerische 

Marktwert eines Bezugsrechts sinkt in diesem Fall auf beinahe Null, so dass 

den Aktionären durch den Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirt-

schaftlicher Nachteil entsteht. Diese vorgeschlagene Ermächtigung zum Aus-

schluss des Bezugsrechts ist zudem dahingehend begrenzt, dass sie nur für 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht oder mit Wandlungs- 

oder Optionspflicht auf Aktien mit einem Anteil am Grundkapital gelten soll, der 

insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 

oder, falls dieser Betrag geringer ist, des zum Zeitpunkt der jeweiligen Aus-

übung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht übersteigt. Auf diese 

Höchstgrenze von 10% des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die wäh-

rend der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 

Satz 4 AktG ausgegeben oder als eigene Aktien veräußert werden. Durch diese 

Anrechnungsklausel wird sichergestellt, dass die in § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG 

geregelte Grenze von 10% des Grundkapitals während der Laufzeit der Ermäch-

tigung unter Zusammenrechnung aller Maßnahmen, für die § 186 Absatz 3 

Satz 4 AktG (ggf. entsprechend) gilt, nicht überschritten wird.  

 

Außerdem haben die Aktionäre die Möglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital 

der Gesellschaft auch nach Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten 

oder dem Eintritt von Wandlungs- oder Optionspflichten jederzeit durch Zukäu-

fe von Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. Demgegenüber ermöglicht die 

Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss der Gesellschaft eine marktnahe 

Konditionenfestsetzung, größtmögliche Sicherheit hinsichtlich der Platzierbar-

keit bei Dritten und die kurzfristige Ausnutzung günstiger Marktsituationen. Es 

ist daher sichergestellt, dass in Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung 

des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinte-

ressen bei der Ausnutzung der Ermächtigung angemessen gewahrt bleiben, 

während der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere Handlungsspiel-

räume eröffnet werden. 

 

Über die gesetzlichen Anforderungen hinaus werden die Aktionäre gegen eine Verwäs-

serung ihrer Beteiligung zudem durch folgende Beschränkungen geschützt: 

 

Die Summe der Aktien, die zur Bedienung von unter Ausschluss des Bezugs-

rechts während der Laufzeit dieser Ermächtigung begebenen Wandel- oder Op-
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tionsschuldverschreibungen auszugeben sind, darf einen anteiligen Betrag von 

10% des Grundkapitals (EUR 3.454.000) nicht übersteigen. Auf die Höchst-

grenze von 10% des Grundkapitals sind die neuen Aktien anzurechnen, die 

während der Laufzeit der vorgeschlagenen Ermächtigung unter einer anderen 

Ermächtigung (insbesondere dem genehmigten Kapital I und/oder II) unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden. Hierdurch 

wird dem Interesse der Aktionäre an einem Verwässerungsschutz für ihren An-

teilsbesitz zusätzlich Rechnung getragen. 

 

Aktien, die auszugeben sind, um Wandlungs- oder Optionsrechte oder Wand-

lungs- oder Optionspflichten aus aufgrund dieser Ermächtigung ausgegebenen 

Schuldverschreibungen zu bedienen, dürfen zusammen mit Aktien, die während 

der Laufzeit dieser Ermächtigung aus den bestehenden oder künftigen geneh-

migten Kapitalia ausgegeben werden, 30% des bei Wirksamwerden dieser Er-

mächtigung bestehenden Grundkapitals (EUR 10.362.000) der Gesellschaft 

nicht überschreiten. 

 

Im Fall der Begebung von Schuldverschreibungen, die Wandlungs- oder Optionsrechte 

gewähren, muss der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis für eine Ak-

tie – mit Ausnahme der Fälle, in denen eine Wandlungs- oder Optionspflicht vorgese-

hen ist  – mindestens 80% des volumengewichteten durchschnittlichen Schlusskurses 

der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel der Frankfurter Wertpapierbörse oder in 

einem entsprechenden Nachfolgesystem an den letzten zehn Börsentagen vor dem 

Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Ausgabe der Schuldverschrei-

bungen betragen oder – für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts – mindestens 

80% des volumengewichteten durchschnittlichen Schlusskurses der Aktien der Gesell-

schaft im XETRA-Handel der Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem entsprechen-

den Nachfolgesystem in dem Zeitraum vom Beginn der Bezugsfrist bis einschließlich 

des Tages vor der Bekanntmachung der endgültigen Festlegung der Konditionen der 

Schuldverschreibungen gemäß § 186 Absatz 2 AktG. § 9 Absatz 1 AktG bleibt unbe-

rührt. 

 

Bei mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder mit Wandlungs- oder Optionspflichten 

verbundenen Schuldverschreibungen kann der Wandlungs- oder Optionspreis unbe-

schadet des § 9 Absatz 1 AktG im Fall der wirtschaftlichen Verwässerung des Werts 

der Wandlungs- oder Optionsrechte oder -pflichten nach näherer Bestimmung der Be-

dingungen der Schuldverschreibungen wertwahrend angepasst werden, soweit die An-

passung nicht schon durch Gesetz geregelt ist, insbesondere durch Einräumung von 

Bezugsrechten, der Veränderung des Wandlungs- oder Optionspreises oder durch Ein-

räumung von Barkomponenten. 

 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können das Recht der Gesellschaft vor-

sehen, im Fall der Wandlung oder Optionsausübung nicht neue Aktien zu gewähren, 

sondern den Gegenwert in Geld zu zahlen. Die Bedingungen der Schuldverschreibun-

gen können auch vorsehen, dass die Schuldverschreibungen nach Wahl der Gesell-

schaft statt in neue Aktien aus bedingtem Kapital in neue Aktien aus genehmigtem 
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Kapital, in bereits existierende Aktien der Gesellschaft oder in Aktien einer börsenno-

tierten anderen Gesellschaft gewandelt werden können oder ein Optionsrecht oder 

eine Optionspflicht durch Lieferung solcher Aktien erfüllt werden kann. 

 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können auch eine Wandlungs- oder eine 

Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt (jeweils auch 

"Endfälligkeit") oder das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit der Schuld-

verschreibungen den Inhabern der Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle 

der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft oder einer börsennotier-

ten anderen Gesellschaft zu gewähren. In diesen Fällen kann der Wandlungs- oder Op-

tionspreis für eine Aktie dem volumengewichteten durchschnittlichen Schlusskurs der 

Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel der Frankfurter Wertpapierbörse oder in ei-

nem entsprechenden Nachfolgesystem während der zehn Börsentage vor oder nach 

dem Tag der Endfälligkeit entsprechen, auch wenn dieser unterhalb der oben genann-

ten 80%-Schwelle liegt. § 9 Absatz 1 und § 199 AktG bleiben unberührt. 

 

Konkrete Pläne für die Ausnutzung der Ermächtigung bestehen derzeit nicht. Der Vor-

stand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Aus-

gabe von Schuldverschreibungen Gebrauch machen wird, insbesondere unter Aus-

schluss des Bezugsrechts der Aktionäre. Der Vorstand wird der jeweils nächsten 

Hauptversammlung über die Ausnutzung der Ermächtigung berichten. 

 

Bezüglich des zur Beschlussfassung vorgeschlagenen genehmigten Kapitals I und II 

wird auf den jeweiligen Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß 

§§ 203 Absatz 2 Satz 2, 186 Absatz 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 8 bzw. 9 

hingewiesen (Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals I bzw. II). Auch diese Be-

richte sind im Internet unter www.gerresheimer.com/unternehmen/investor-

relations/hauptversammlung zugänglich. 

 

Düsseldorf, im April 2023 

 

Gerresheimer AG 

Der Vorstand 

 

                                       
_______________________   _______________________ 

Dietmar Siemssen    Dr. Bernd Metzner 

CEO      CFO 

 

 


